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Statt die Gewerbesteuer abzuschaffen, muss sie gestärkt werden.  
Die Einnahmen und die Finanzkraft der Städte und Gemeinden müssen 
verbessert werden, damit sie ihre sozialen, kulturellen und wirtschaftli-
chen Aufgaben erfüllen können. Insbesondere den überschuldeten und 
finanziell bereits handlungsunfähigen Kommunen muss unverzüglich 
geholfen werden.

	 Wir fordern:

▲	 Die Gewerbesteuer muss zu einer Gemeindewirtschaftsteuer 
	 weiterentwickelt werden;

▲	 einen Rettungsfonds für die am stärksten verschuldeten und 
	 unter Massenarbeitslosigkeit und Krise leidenden Städte und 
	 Gemeinden;

▲	 erhöhte Zuweisungen des Bundes und der Länder an die Städte 
	 und Gemeinden;

▲	 die Wiedererhebung der Vermögensteuer und eine verbesserte 
	 Erbschaftssteuer.

	 Mehr Infos: www.igmetall-bezirk-frankfurt.de

Städte und Gemeinden 
retten statt ruinieren!

Deutschlands Städte und 
Gemeinden können nur gerettet 
werden, wenn ihre Einnahmen 
vermehrt werden. Deshalb 
muss die Gewerbesteuer zu 
einer Gemeindewirtschaftsteuer 
weiterentwickelt werden. Zu der 
würden auch bisher nicht erfasste 
freie Berufe und Selbstständige 
beitragen. Durch Freibeträge und 
die Beibehaltung der Anrechnung 
auf die Einkommensteuer würde 
sichergestellt, dass die große 
Mehrzahl der Selbstständigen 
nicht zusätzlich belastet würde. 
Gleichzeitig würde die Steuer auch 
auf die Teile der auf dem Gebiet 
der Gemeinde erarbeiteten Ein­
kommen erhoben, die als Zinsen, 
Mieten, Pachten oder Leasingraten 
anderswo ansässigen Kapital­
gebern zufließen. So bleiben auch 
die Einnahmen der Gemeinden in 
schlechten Zeiten stabiler.

Für die am stärksten verschul­
deten und unter Massenarbeitslo­
sigkeit und Krise leidenden Städte 

und Gemeinden ist ein Rettungs­
fonds notwendig, der sie aus der 
Schuldenfalle holt. Der Bund muss 
einen höheren Anteil an den Unter­
kunftskosten für ALG II-Beziehende 
und für die Grundsicherung im 
Alter übernehmen. Gleichzeitig 
müssen die Länder ihre Zuweisun­
gen an die Städte und Gemeinde 
erhöhen und stärker am Finanzbe­
darf der hoch verschuldeten Städte 
ausrichten. 

Die Steuereinnahmen der Länder 
wiederum müssen durch die 
Wiedereinführung einer Vermö­
gensteuer und eine Erhöhung der 
Erbschaftsbesteuerung von großen 
Vermögen und Betriebsvermögen 
gestärkt werden.

Angesichts der 
dramatischen Not-
lage der Gemeinden 
müssen Reiche 
und finanzstarke 
Unternehmen mehr 
zur Finanzierung 
beitragen.
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Schon seit Jahren werden in 
Städten und Gemeinden Leistun­
gen für die Bürgerinnen und 
Bürger abgebaut, verschlechtert 
und verteuert. Schwimmbäder, 
Bibliotheken, Theater werden ge­
schlossen. Straßen und Gebäuden 
werden nicht mehr instandgehal­
ten, Zuschüsse für den öffentlichen 
Nahverkehr gekürzt. Eintrittspreise 
für Museen, Zoos, Bäder, Kultur 
so erhöht, dass viele sie sich nicht 
mehr leisten können. Die Gebüh­
ren für Kita, Straßenreinigung, 
Büchereien usw. steigen bis zur 
Schmerzgrenze.

Der Grund ist die notorische 
Finanznot. Mit der Wirtschafts- 
und Finanzkrise hat sich diese 
Finanznot vieler Städte und Ge­
meinden dramatisch zugespitzt. 
Schon zuvor haben wiederholte 
Steuersenkungen die Gemeinden 
finanziell ausgeblutet. Gleichzeitig 
wurden ihnen die steigenden 
Arbeitslosigkeits- und Sozialkosten 
aufgebürdet. 

2009 verbuchten Städte und 
Gemeinden ein Finanzierungsde­
fizit von über sieben Milliarden 
Euro. Für 2010 werden sogar 
15 Milliarden Euro erwartet. Die 
Gewerbesteuereinnahmen brachen 
2009 um 20 Prozent bzw. fast 
sieben Milliarden Euro ein – von 
über 34 auf unter 28 Milliarden 
Euro. Kassenkredite, die nur für 
kurzfristige Engpässe gedacht sind, 
steigen seit Jahren. Sie erreichten 
einen neuen Rekord von 35 Milliar­
den Euro. 

Druck steigt weiter 
Dennoch glaubt die schwarz-

gelbe Bundesregierung, auf die 
Gewerbesteuer – die mit Abstand 
wichtigste Gemeindesteuer – 

verzichten zu können. Eine neue 
Gemeindefinanzkommission 
soll prüfen, ob sie durch einen 
Zuschlag auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer und einen hö­
heren Anteil der Kommunen an der 
Mehrwertsteuer zu ersetzen ist.

Ein Zuschlag auf die Einkommen­
steuer würde die Beschäftigten 
zusätzlich belasten. Unternehmen 
würden wegen der weggefallenen 
Gewerbesteuer dagegen weiter 
entlastet. Gerade finanzschwäche­
re Kommunen sowie Städte mit 
bisher hohen Gewerbesteuerein­
nahmen müssten ihre Bürgerinnen 
und Bürger verstärkt zur Kasse 
bitten. 

Die katastrophale 
Finanzlage der Städte 
und Gemeinden  
höhlt die kommunale 
Selbstverwaltung 
und damit die 
Demokratie aus. Abschaffung der 

Gewerbesteuer 
bedeutet weitere 
Umverteilung zulas-
ten der Bürgerinnen 
und Bürger. 

Auch die Einheitlichkeit sozialer 
Leistungen stellt die neue Kommis­
sion infrage. In den ärmeren Kom­
munen droht den Menschen dann 
weniger Grundsicherung, weniger 
Wohngeld. Oder Kitagruppen wer­
den vergrößert. Die „Gleichwer­
tigkeit von Lebensverhältnissen“ 
als ausdrückliches Verfassungsziel 
würde endgültig unter die Räder 
kommen. Genau das will aber die 
FDP! Seit langem diffamiert sie 
die geforderte Gleichwertigkeit als 
„Gleichmacherei“.

Schlechte Aussichten
Schon heute ist klar, dass sich  

die Probleme der kommunalen  
Finanzen in den kommenden 
Jahren weiter verschlimmern 
werden. Die Steuereinnahmen der 
Gemeinden bleiben um fast 20 
Prozent hinter den Schätzungen 
aus 2008 zurück. Damit nicht 
genug: Das von der Großen Koa­
lition verkündete Sparpaket droht 
den wirtschaftlichen Aufschwung 
abzuwürgen. Die Langzeitarbeitslo­
sigkeit bleibt hoch, die Kürzungen 
des Bundes belasten die Städte 

und Gemeinden mit Mehrausga­
ben. Durch die 2009 beschlossene 
Schuldenbremse dürfen auch 
die Länder ab 2020 keine neuen 
Schulden mehr machen.  
Das wird den Druck verstärken,  
die Zuweisungen an die Kommu­
nen – immerhin fast 40 Prozent 
ihrer gesamten Einnahmen – zu 
senken. Um dann noch die drän­
gendsten Ausgaben finanzieren zu 
können drohen weitere Privatisie­

rungen und eine Verschleuderung 
noch verbliebenen öffentlichen 
Eigentums.

Gemeinden in der Finanzkrise

Woher bekommen Gemeinden ihr Geld?

Fast 40 Prozent ihrer Einnahmen erhalten die Gemeinden aus Steuern. Ebenfalls fast 40 Prozent sind 
Zuweisungen von Bund und Ländern. Teilweise sind diese an bestimmte Zwecke gebunden, teilweise 
sollen sie die unterschiedliche Finanzkraft der Gemeinden ausgleichen.  Quelle: Gemeindefinanzbericht

Gewerbesteuer
26 Mrd. Euro 

Einkommensteueranteil 
23 Mrd. Euro 

Steuer-
einnahmen 
37 %

sonstige Steuern
14 Mrd. Euro 

Gebühren 
16 Mrd. EURO

sonstige 
Einnahmen

28 Mrd. 
Euro  

Zuweisungen 
von Land/Bund
65 Mrd. Euro­

16%

15%

14%

8%

9%

38%

2009:
172 Mrd. 

Euro

Die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhält
nisse muss auch 
weiterhin das Ziel 
bleiben.

Städte und Gemeinden bluten aus
Einnahmeausfälle durch Steueränderungen seit 1998

Steuersenkungen reißen schon seit Jahren riesige Löcher in die Haushalte von Städten und 
Gemeinden. Aktuell geht die Hälfte des Rekorddefizits auf das Konto von Steuersenkungen.
Quelle: Eicker-Wolf/Truger
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Senkung der Einkommen- und Unternehmen-
steuern, (letzte Stufe 2005), Rot-Grün

Konjunkturpakete, 
Große Koalition (2009 und 2010),
„Wachstumsbeschleunigungsgesetz“,
Schwarz-Gelb, 2010


